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Abschlussbericht der Arbeitsgruppe an den Europäischen Rat

TEIL 1: ZUSAMMENFASSUNG

Die Finanzkrise und die jüngsten Turbulenzen auf den Märkten für Staatsanleihen haben die 
Herausforderungen, die sich hinsichtlich der wirtschaftspolitischen Steuerung durch die Euro-
päische Union stellen, deutlich aufgezeigt. 

Zur Bewältigung dieser Herausforderungen bedarf es grundlegender Veränderungen bei der wirt-
schaftspolitischen Steuerung in Europa, die dem Grad an wirtschaftlicher und finanzieller Integra-
tion, der durch die Währungsunion und den Binnenmarkt bereits erreicht wurde, angemessen sein 
müssen. Die im Bericht der Arbeitsgruppe "Wirtschaftspolitische Steuerung" enthaltenen Empfeh-
lungen tragen der starken wirtschaftlichen Verflechtung, die insbesondere im Euro-Währungsgebiet 
gegeben ist, Rechnung und wahren zugleich die finanz- und wirtschaftspolitischen Zuständigkeiten 
der Mitgliedstaaten. Bei der Umsetzung der Empfehlungen sollten fünf Hauptrichtungen verfolgt 
werden: 

1. Wege zu mehr Finanzdisziplin 

Der vorhandene Rahmen für die haushaltspolitische Überwachung, der im Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt (SWP) festgelegt ist, bleibt weitgehend bestehen. Er muss jedoch besser und kohärenter 
angewendet werden. Insbesondere müssen die Verschuldung und die langfristige Tragfähigkeit der 
öffentlichen Finanzen stärker in den Mittelpunkt gerückt werden, damit die Einhaltung der Vor-
schriften mehr Gewicht erhält und damit gewährleistet wird, dass die nationalen Haushaltsrahmen 
den Haushaltsregeln der EU entsprechen. 

Das Kriterium der Staatsverschuldung muss im Rahmen des Haushaltsüberwachungsmechanismus 
besser berücksichtigt werden, indem mehr Aufmerksamkeit auf die Wechselwirkung zwischen 
Schuldenstand und Defizit gerichtet wird. Daher empfiehlt die Arbeitsgruppe, das Schulden-
kriterium im Vertrag durch Festlegung einer angemessenen quantitativen Bezugsgröße anwendbar 
zu machen und es – unter gebührender Berücksichtigung aller relevanten Faktoren – auch tatsäch-
lich anzuwenden, und zwar insbesondere als auslösendes Kriterium für das Verfahren bei einem 
übermäßigen Defizit. 

Um sowohl die präventive als auch die korrektive Komponente des SWP künftig wirksamer zu 
gestalten, sollte ein breiteres Spektrum von Sanktionen und Maßnahmen, die sowohl finanzieller als 
auch reputationsorientierter/politischer Natur sind, schrittweise im Rahmen beider SWP-Kompo-
nenten zur Anwendung gebracht werden und frühzeitiger im Haushaltsüberwachungsprozess zum 
Tragen kommen. Fairness, Verhältnismäßigkeit und die Gleichbehandlung der Mitgliedstaaten 
müssen gewährleistet sein.



15302/10 gha/DKE/bl 3
DGG1 DE

Die empfohlenen politischen und reputationsorientierten Maßnahmen reichen von verstärkten 

Berichterstattungsanforderungen bis hin zur Ad-hoc-Berichterstattung an den Europäischen Rat und 

zur Intensivierung der Überwachung sowie letztendlich zur Veröffentlichung eines Berichts.

Die empfohlenen finanziellen Sanktionen reichen von verzinslichen Einlagen bis hin zu Geldbußen. 

Sie sollen zunächst nur gegen Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets verhängt werden. Die 

Durchsetzungsmaßnahmen sollen so schnell wie möglich, spätestens jedoch im Rahmen des 

nächsten mehrjährigen Finanzrahmens auf alle Mitgliedstaaten1 ausgeweitet werden, indem eine 

Reihe von EU-Ausgaben von der Einhaltung des SWP abhängig gemacht wird. 

Auch die Einhaltungsvorschriften sollen dadurch wirksamer gestaltet werden, dass sich die 

Beschlussfassung in größerem Maße auf Regeln stützt. Daher wird vorgeschlagen, für die Verab-

schiedung von Durchsetzungsmaßnahmen das Prinzip der umgekehrten Mehrheit einzuführen. In 

der Praxis bedeutet dies, dass Empfehlungen der Kommission angenommen würden, sofern nicht 

eine qualifizierte Mehrheit der Mitgliedstaaten im Rat innerhalb einer bestimmten Frist dagegen 

stimmt.

Eine Reihe von vereinbarten Mindestanforderungen für die nationalen Haushaltsrahmen, die die 

wesentlichen Bereiche abdeckt, muss vor Ende 2013 erfüllt werden. Außerdem sollte eine Reihe 

nicht verbindlicher Normen vereinbart werden. Die Kommission und der Rat werden die nationalen 

Haushaltsrahmen beurteilen. 

Die Arbeitsgruppe empfiehlt ferner mehrere Maßnahmen zur weiteren Stärkung von Eurostat und 

des Europäischen Statistischen Systems. 

2. Ausweitung der wirtschaftspolitischen Überwachung: neuer Überwachungsmechanismus

Die globale Krise hat gezeigt, dass es nicht reicht, den SWP einzuhalten, um für ein ausgewogenes 

Wachstum in der EU zu sorgen.

Die Arbeitsgruppe empfiehlt daher die Einführung eines neuen Mechanismus für die makroöko-

nomische Überwachung, der auf einem neuen Rechtsrahmen – zusätzlich zum haushaltsfokussierten

SWP – basiert. 

  
1 Mit Ausnahme des Vereinigten Königreichs infolge des Protokolls Nr. 15 des Vertrags.
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Es soll eine jährliche Bewertung des Risikos makroökonomischer Ungleichgewichte und Anfällig-

keiten vorgenommen werden, wobei ein Warnmechanismus zum Einsatz kommt, der sich auf eine 

begrenzte Zahl von Indikatoren stützt. Im Falle eines tatsächlichen oder drohenden übermäßigen 

Ungleichgewichts sollte die Kommission eine eingehende Analyse durchführen. In besonders 

schweren Fällen sollte der Rat das Bestehen eines "übermäßigen Ungleichgewichts" feststellen und 

gleichzeitig eine Frist für die Ergreifung politischer Korrekturmaßnahmen setzen. Mitgliedstaaten 

des Euro-Währungsgebiets können letztlich mit Sanktionen belegt werden, wenn sie wiederholt 

gegen Bestimmungen verstoßen. 

3. Vertiefung und Ausweitung der Koordinierung: das "Europäische Semester"

Eine der frühesten Empfehlungen der Arbeitsgruppe zur Verstärkung der politischen Koordi-

nierung, das sogenannte Europäische Semester, ist bereits beschlossen worden und wird ab dem 

1. Januar 2011 umgesetzt. Diese Maßnahme wird in jedem Frühjahr eine gleichzeitige Beurteilung 

der haushaltspolitischen Maßnahmen und der Strukturreformen zur Förderung von Wachstum und 

Beschäftigung ermöglichen. Dies wird dazu beitragen, dass die Dimension der EU/des Euro-Wäh-

rungsgebiets besser berücksichtigt wird, wenn die Mitgliedstaaten ihre Haushaltspläne und Reform-

programme erstellen. 

4. Solider Rahmen für das Krisenmanagement

Seit der Einsetzung der Arbeitsgruppe sind die Europäische Finanzstabilisierungsfazilität (EFSF) 

für das Euro-Währungsgebiet und der Europäische Finanzstabilisierungsmechanismus (EFSM) 

eingerichtet worden; sie sind mittlerweile voll funktionsfähig und bilden somit eine gute Verteidi-

gungslinie für die kommenden drei Jahre. 

Nach Ansicht der Arbeitsgruppe ist es mittelfristig erforderlich, einen glaubwürdigen Krisenbewäl-

tigungsrahmen für das Euro-Währungsgebiet zu schaffen, mit dem finanzielle Schwierigkeiten 

bewältigt werden können und ein Übergreifen verhindert werden kann. Dabei muss das implizite 

Phänomen des sorglosen Verhaltens ("moral hazard") bei jeder Art von Ex-ante-Krisenbewältigung 

entschlossen angegangen werden. Die genauen Merkmale und operativen Mittel eines solchen 

Krisenmechanismus müssen im Rahmen weiterer Arbeiten festgelegt werden.
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5. Stärkung der Institutionen im Hinblick auf eine wirksamere wirtschaftspolitische 

Steuerung

Eine Stärkung der Institutionen auf nationaler Ebene und auf EU-Ebene trägt zur Verbesserung der 

wirtschaftspolitischen Steuerung bei. Für die nationale Ebene empfiehlt die Arbeitsgruppe die 

Nutzung oder Einrichtung öffentlicher Institutionen oder Gremien, die unabhängige Analysen, 

Bewertungen und Prognosen zur innerstaatlichen Haushaltspolitik erstellen, als eine Maßnahme zur 

Verstärkung der haushaltspolitischen Steuerung und zur Gewährleistung dauerhafter Stabilität. 

***

Diese Empfehlungen stehen im Einklang mit dem auf der Tagung des Europäischen Rates vom 

25./26. März 2010 erteilten Mandat und mit den Zwischenberichten, die der Präsident des Euro-

päischen Rates dem Europäischen Rat im Juni und im September 2010 vorgelegt hat. Die Umset-

zung der Empfehlungen der Arbeitsgruppe wird zu einer erheblichen Stärkung des wirtschafts-

politischen Pfeilers der Wirtschafts- und Währungsunion führen. Sie wird das Vertrauen stärken 

und zu einem nachhaltigen Wachstum beitragen. 

Für die Umsetzung eines großen Teils dieser Empfehlungen müssen sekundäre Rechtsvorschriften 

auf der Grundlage von Kommissionsvorschlägen erlassen werden. Die Arbeitsgruppe ruft alle 

Parteien auf, sich für ein beschleunigtes Verfahren ("fast track") zu entscheiden, um dafür zu 

sorgen, dass die neuen Überwachungsregelungen so schnell wie möglich wirksam umgesetzt 

werden.
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TEIL 2: BERICHT

1. EINLEITUNG

1. Die Arbeitsgruppe ist vom Europäischen Rat auf seiner Tagung vom 25./26. März 2010 

eingesetzt und damit beauftragt worden, noch vor Jahresende die Maßnahmen zu unterbreiten, 

die erforderlich sind, um das Ziel eines verbesserten Krisenbewältigungsrahmens und einer 

besseren Haushaltsdisziplin zu erreichen, wobei alle Möglichkeiten zur Stärkung des Rechts-

rahmens sondiert werden sollten. Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung vom 17. Juni 

2010 den ersten Orientierungen der Arbeitsgruppe zugestimmt und erklärt, dass er ihrem im 

Oktober dieses Jahres vorzulegenden Abschlussbericht erwartungsvoll entgegensehe.

2. Der vorliegende Bericht enthält die wichtigsten politischen Empfehlungen und konkrete Vor-

schläge, über die die Arbeitsgruppe Einvernehmen erzielt hat, sowie Vorschläge für weitere 

Schritte zu ihrer Umsetzung. Mit dem Bericht soll ein "Quantensprung" im Hinblick auf eine 

wirksamere wirtschaftspolitische Steuerung in der EU und im Euro-Währungsgebiet erreicht 

werden, wofür ein fünf Säulen umfassendes Umsetzungskonzept vorgeschlagen wird:

i) Finanzdisziplin, insbesondere durch eine Verstärkung des Stabilitäts- und 

Wachstumspakts,

ii) Ausweitung der Überwachung der Wirtschaftspolitik auf makroökonomische Ungleich-

gewichte und die Wettbewerbsfähigkeit,

iii) Vertiefung und Ausweitung der Koordinierung,

iv) ein solider Rahmen für die Krisenbewältigung,

v) stärkere Institutionen sowie effizientere und auf Regeln beruhende Beschlussfassung.

3. Diese Vorschläge sollen den besonderen Merkmalen der Wirtschafts- und Währungs-

integration der EU Rechnung tragen. Die zentrale Herausforderung besteht darin, den extrem 

hohen Grad an Verflechtung, insbesondere im Euro-Währungsgebiet, der durch die jüngste 

Krise deutlich zutage getreten ist, zu berücksichtigen und zugleich die haushaltspolitischen 

Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten zu wahren.

4. Angesichts der Dringlichkeit einer engeren wirtschaftspolitischen Koordinierung in der Euro-

päischen Union als Ganzes und im Hinblick auf eine rasche Umsetzung zielen alle Empfeh-

lungen der Arbeitsgruppe darauf ab, sämtliche Möglichkeiten, die das Sekundärrecht der EU 

innerhalb des bestehenden Rechtsrahmens der Union bietet, so umfassend wie möglich zu 

nutzen. Die Empfehlungen sollten so rasch wie möglich umgesetzt werden.
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2. POLITISCHE EMPFEHLUNGEN

2.1 Wege zu mehr Finanzdisziplin

5. Der Rahmen für die haushaltspolitische Überwachung ist von entscheidender Bedeutung für 

die Wahrung der Finanzdisziplin und die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen auf mittlere 

und lange Sicht. Die Arbeitsgruppe empfiehlt, die haushaltspolitische Überwachung zu ver-

stärken und größeres Gewicht auf die Einhaltung der EU-Haushaltsvorschriften zu legen. Alle 

in diesem Abschnitt genannten Komponenten sind auf das Ziel gerichtet, den Stabilitäts- und 

Wachstumspakt (SWP) besser und kohärenter umzusetzen, um eine solide Grundlage für die 

Gewährleistung dauerhafter haushaltspolitischer Stabilität in der gesamten EU zu schaffen.

2.1.1 Verstärktes Augenmerk auf die langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen

6. Die Arbeitsgruppe empfiehlt, dem Kriterium der Staatsverschuldung im Rahmen des 

Haushaltsüberwachungsmechanismus besser Rechnung zu tragen.

7. Diese Empfehlung steht im Einklang mit der Grundphilosophie des Vertrags und des SWP. In 

der Praxis jedoch lag der Schwerpunkt bei der Umsetzung des SWP bislang hauptsächlich auf 

dem Defizitkriterium. Für die Zukunft empfiehlt die Arbeitsgruppe, die Staatsverschuldung 

und die langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen innerhalb des Rahmens für die 

haushaltspolitische Überwachung stärker in den Vordergrund zu rücken. Eine hohe Verschul-

dung belastet die mittel- und langfristigen Wachstumsaussichten, verschärft das Risiko finan-

zieller Instabilität und verringert die Fähigkeit, eine antizyklische Finanzpolitik zu betreiben, 

wenn dies notwendig wird. Die Verringerung des Schuldenstands ist auch im Hinblick auf die 

Bevölkerungsalterung und die Auswirkungen der jüngsten Bankenrettungspakete von beson-

derer Wichtigkeit.

8. Die Wechselwirkung zwischen Schuldenstand und Defizit sollte stärker berücksichtigt 

werden, und das im SWP definierte Schuldenkriterium sollte funktionsfähig gemacht werden, 

damit es tatsächlich angewandt wird.

9. Bei der präventiven Komponente des SWP sollte den Mitgliedstaaten, deren Schuldenstand 

die Quote von 60 % des BIP übersteigt oder die mit ausgeprägten Risiken hinsichtlich der 

Tragbarkeit ihrer Gesamtverschuldung konfrontiert sind, eine schnellere Anpassung im Hin-

blick auf das Erreichen der mittelfristigen Ziele vorgeschrieben werden.
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10. Was die korrektive Komponente des SWP betrifft, so empfiehlt die Arbeitsgruppe, dass im 

Rahmen des Verfahrens bei einem übermäßigen Defizit (VÜD) bewertet wird, ob sich das 

Haushaltsdefizit mit einer stetigen, erheblichen und nachhaltigen Rückführung der Schulden-

quote vereinbaren lässt. Daher sollte es für die Einstellung eines VÜD nicht ausreichen, das 

Defizit unter die Marke von 3 % des BIP zu führen, wenn die Verschuldung keine nachhaltig 

fallende Tendenz aufweist. Ebenso würde gegen Mitgliedstaaten, die eine Schuldenquote von 

über 60 % des BIP und ein Defizit von unter 3 % des BIP aufweisen, ein VÜD eingeleitet 

werden, wenn die Rückführung des Schuldenstands innerhalb einer festgelegten Vorlauf-

periode als nicht zufriedenstellend erachtet wird.

11. Die genauen quantitativen Kriterien, die Methodik und die Bestimmungen für die schrittweise 

Einführung der Beurteilung, ob die Rückführung des Schuldenstands zufriedenstellend voran-

schreitet, müssen festgelegt und in das Sekundärrecht und/oder den Verhaltenskodex aufge-

nommen werden. Unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die Dynamik der öffentlichen 

Schulden nicht nur vom Haushaltsdefizit abhängt, muss eine Beurteilung vorgenommen 

werden, bevor ein VÜD aufgrund des Schuldenkriteriums eingeleitet wird. Alle maßgeblichen 

Faktoren sollten entsprechend dem Kommissionsvorschlag bei der Beurteilung, ob der Schul-

denabbau zufriedenstellend voranschreitet, berücksichtigt werden. 

12. Bei der Umsetzung des SWP sollte den Auswirkungen von Rentenreformen, wie etwa der 

Einführung einer obligatorischen zweiten Säule, auf Schuldenstand und Defizit besondere 

Aufmerksamkeit gewidmet werden.

2.1.2 Verbesserung der Einhaltung der Bestimmungen

13. Die jüngste Wirtschaftskrise hat gezeigt, dass es notwendig ist, die Glaubwürdigkeit und 

Wirksamkeit der EU-Haushaltsvorschriften durch strengere Durchführungsmechanismen zu 

verbessern, um mehr Anreize für die Anwendung der EU-Vorschriften und -Empfehlungen zu 

schaffen und unerwünschte finanzpolitische Entwicklungen in den Mitgliedstaaten zu 

verhindern.
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14. Um sowohl die präventive als auch die korrektive Komponente des SWP künftig wirksamer 

zu gestalten, sollte schrittweise im Rahmen beider SWP-Komponenten ein breiteres Spektrum 

von Sanktionen und Maßnahmen, sowohl finanzieller Art als auch auf das Ansehen zielende 

bzw. politische Maßnahmen zur Anwendung gebracht werden und frühzeitiger im Haushalts-

überwachungsprozess zum Tragen kommen. Fairness, Verhältnismäßigkeit und die Gleich-

behandlung der Mitgliedstaaten müssen gewährleistet sein. Gleichwohl ist die Arbeitsgruppe 

der Ansicht, dass hinsichtlich des Zeitpunkts und des Grades der Durchsetzung des SWP eine 

Differenzierung zwischen Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets und nicht dem Euro-

Währungsgebiet angehörenden Mitgliedstaaten wegen des im Vergleich zur gesamten EU 

höheren Integrationsgrades und der stärkeren Verflechtungen innerhalb des Euro-Währungs-

gebiets gerechtfertigt ist.

15. Die Arbeitsgruppe empfiehlt, die im Rahmen des SWP bestehenden Sanktionen durch fol-

gende Maßnahmen zu ergänzen:

a) Ausweitung des Spektrums an verfügbaren Maßnahmen zwecks Gewährleistung 

einer strikteren Einhaltung der Bestimmungen

16. Neue auf das Ansehen zielende bzw. politische Maßnahmen, die schrittweise eingeführt 

werden sollten:

o In die präventive Komponente des SWP würden Empfehlungen und neue Berichterstat-

tungsanforderungen aufgenommen, wenn die Anpassungsmaßnahmen eines Mitglied-

staats als unzureichend erachtet wurden. 

o Setzt ein Mitgliedstaat eine Empfehlung des Rates nicht um, würden der Rat und die 

Euro-Gruppe dem Europäischen Rat förmlich Bericht erstatten. 

o Wird ein Mitgliedstaat im Rahmen des SWP strenger überwacht, würde auch eine Über-

wachung in dem betreffenden Mitgliedstaat selbst im Wege einer Mission der Euro-

päischen Kommission durchgeführt, an der im Falle der Mitgliedstaaten des Euro-Wäh-

rungsgebiets und der Teilnehmer am WKM II auch die EZB beteiligt würde. Im 

Anschluss an diese Missionen sollte die Kommission dem Rat einen Bericht vorlegen, 

der veröffentlicht werden kann.
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17. Außerdem sollten neue finanzielle Durchsetzungsmaßnahmen in Zusammenhang mit dem 

SWP eingeführt werden.

18. Das mittelfristige Ziel würde darin bestehen, alle Mitgliedstaaten in den Durchsetzungs-

mechanismus einzubinden, wobei die besondere Situation des Vereinigten Königreichs im 

Zusammenhang mit dem Protokoll Nr. 15 der Verträge gebührend zu berücksichtigen wäre. 

Angesichts der Notwendigkeit, rasch zu handeln, um den SWP im Euro-Währungsgebiet, das 

einen höheren Integrationsgrad aufweist, zu verstärken, wird jedoch ein Zwei-Stufen-Kon-

zept, bei dem mit dem Euro-Währungsgebiet begonnen wird, als ein pragmatisches Vorgehen 

betrachtet:

i) In der ersten Stufe werden auf der Grundlage des Artikels 136 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) nur für das Euro-Währungsgebiet 

zusätzliche Durchsetzungsmaßnahmen wie verzinsliche und nicht verzinsliche Einlagen 

sowie Geldbußen eingeführt.

ii) In einer zweiten Stufe müssen verstärkte Durchsetzungsmaßnahmen für alle 

EU-Mitgliedstaaten – mit Ausnahme des Vereinigten Königreichs infolge des Proto-

kolls Nr. 15 des Vertrags – so rasch wie möglich, spätestens jedoch beim nächsten 

mehrjährigen Finanzrahmen ergriffen werden. Dabei ist so vorzugehen, dass in die ein-

schlägigen Verordnungen über die Ausgaben der EU Vorschriften aufgenommen 

werden, die die Einhaltung der Anforderungen des SWP zur Auflage machen. Der Gel-

tungsbereich sollte so umfassend wie möglich sein, und bei der Einrichtung sind gleiche 

Bedingungen für alle Mitgliedstaaten und die Gleichbehandlung aller Mitgliedstaaten zu 

gewährleisten (Durchsetzungsmaßnahmen sollten beispielsweise als Prozentsatz des 

BIP definiert werden). Durchsetzungsmaßnahmen sollten grundsätzlich anhand der 

gleichen Schritte wie im Euro-Währungsgebiet durchgeführt werden. 

b) Einführung von Sanktionen für die dem Euro-Währungsgebiet angehörenden 

Mitgliedstaaten zu einem früheren Zeitpunkt und in mehreren Schritten 

19. In diesem Abschnitt wird beschrieben, was in der ersten Stufe bezüglich der Durchsetzungs-

maßnahmen für das Euro-Währungsgebiet auf der Grundlage des auf Artikel 136 gestützten 

Sekundärrechts getan werden müsste. Für die nicht dem Euro-Währungsgebiet angehörenden 

Mitgliedstaaten würde das Verfahren in dieser ersten Stufe nicht geändert. 
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20. Die Arbeitsgruppe empfiehlt die Aufnahme der folgenden Maßnahmen in die präventive 

Komponente des SWP: Sanktionen wären zu verhängen, wenn ein Mitgliedstaat selbst bei 

einem Defizit von unter 3 % erheblich von dem im SWP vorgesehenen Anpassungspfad 

abweicht und die Abweichung nicht korrigiert. Die Beurteilung der Einhaltung der Anforde-

rungen der präventiven Komponente würde sich auf die Veränderung des strukturellen Defi-

zits stützen. Dabei wäre auch eine Bewertung der Ausgabenentwicklung (bereinigt um 

diskretionäre Steueränderungen) vorzunehmen. Die genaue Methodik und die genauen Para-

meter für diese Bewertung werden im Sekundärrecht und/oder im Verhaltenskodex festgelegt.

21. Das Verfahren zur Anwendung dieser Maßnahme würde folgende Schritte umfassen:

- Bei einer erheblichen Abweichung vom Anpassungspfad spricht die Kommission eine 

Frühwarnung aus. Der Rat nimmt gemäß Artikel 121 Absatz 4 des Vertrags binnen 

eines Monats auf Empfehlung der Kommission eine Empfehlung für politische Maß-

nahmen an und legt eine Frist für die Behebung der Abweichung fest.

- Falls der betreffende Mitgliedstaat binnen fünf Monaten keine angemessenen Maß-

nahmen ergreift, stellt der Rat dies in einer Empfehlung fest, die er unverzüglich auf 

Empfehlung der Kommission nach Artikel 121 Absatz 4 des Vertrags annimmt. Gleich-

zeitig wird dem Mitgliedstaat des Euro-Währungsgebiets eine verzinsliche Einlage auf-

erlegt (Beschlussfassung mit umgekehrter Mehrheit).

- Die Dauer des gesamten Verfahrens beträgt nicht mehr als sechs Monate. Die 

fünfmonatige Frist wird auf drei Monate verkürzt, wenn die Kommission in ihrer Emp-

fehlung an den Rat zu dem Schluss gelangt, dass die Lage besonders ernst ist und drin-

gend ein Eingreifen erfordert. 

22. Die Arbeitsgruppe empfiehlt die Aufnahme der folgenden Maßnahmen in die korrektive 

Komponente des SWP:

- Wird gegen einen Mitgliedstaat, dem bereits nach der präventiven Komponente des 

SWP eine verzinsliche Einlage auferlegt wurde, ein Defizitverfahren eingeleitet, so wird 

die verzinsliche Einlage in eine nicht verzinsliche Einlage umgewandelt. 
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- Wenn einem Mitgliedstaat, gegen den ein Defizitverfahren eingeleitet wurde, keine ver-

zinsliche Einlage nach der präventiven Komponente auferlegt wurde, nimmt der Rat 

generell auf Empfehlung der Kommission eine Empfehlung an, in der eine Frist für das 

Ergreifen wirksamer Maßnahmen gesetzt wird. Im Falle besonders gravierender Abwei-

chungen könnte der Rat auf Empfehlung der Kommission unmittelbar Sanktionen 

verhängen.

- Stellt der Rat gemäß Artikel 126 Absatz 8 des Vertrags fest, dass der Mitgliedstaat 

innerhalb der vorgegebenen Frist keine wirksamen Maßnahmen zur Korrektur des 

übermäßigen Defizits ergriffen hat, wird eine Geldbuße verhängt, wobei der diesbezüg-

liche Beschluss mit umgekehrter Mehrheit zu fassen ist. 

- Kommt der Rat zu dem Schluss, dass der Mitgliedstaat seinen Empfehlungen weiterhin 

nicht Folge leistet (Artikel 126 Absatz 9 des Vertrags), so wird eine Geldbuße im Ein-

klang mit den geltenden Bestimmungen des SWP und unter Einbeziehung einer von der 

Höhe des Defizits abhängenden variablen Komponente verhängt.

- Wenn die Situation es erfordert, sollten die Schritte im Rahmen des VÜD beschleunigt 

werden (z. B. durch Verkürzung der Frist für wirksame Maßnahmen von sechs auf drei 

Monate).

23. Diese neuen Sanktionen und Maßnahmen zur Einhaltung der Vorschriften können nicht rück-

wirkend angewandt werden. Für einige Elemente dieser Vorschläge wird es einer Übergangs-

phase bedürfen.

c) Die Beschlussfassung zu diesen neuen finanziellen Durchsetzungsmaßnahmen sollte 

stärker automatisch ablaufen

24. Für die sekundären Rechtsakte im Zusammenhang mit den vorgeschlagenen neuen Durchset-

zungsmaßnahmen (d.h. verzinsliche Einlage bei der präventiven Komponente des Pakts, nicht 

verzinsliche Einlage bei einem Defizitverfahren, Geldbuße bei Nichteinhaltung) sollte die 

Beschlussfassung mit umgekehrter Mehrheit eingeführt werden. Für die derzeit im Vertrag 

vorgesehene spätere Sanktionsphase (d.h. Erhöhung der Geldbuße bei anhaltender Nicht-

einhaltung) würde weiterhin die normale Mehrheitsregel für die Beschlussfassung im Rat 

gelten. 
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25. Die Beschlüsse über die neuen Durchsetzungsmaßnahmen sollten auf Kommissions-

empfehlungen gestützt sein. Die Empfehlungen der Kommission würden angenommen, 

sofern nicht eine qualifizierte Mehrheit der Mitgliedstaaten im Rat innerhalb einer bestimmten 

Frist dagegen stimmt. Die praktischen Modalitäten der Beschlussfassung sollten im Gesetz-

gebungsverfahren genau festgelegt werden.

26. Damit würde die Beschlussfassung bezüglich der Haushaltsdisziplin automatischer ablaufen, 

die Rolle der Kommission wesentlich gestärkt und ein Beitrag zur Glaubwürdigkeit des auf 

Regeln beruhenden Systems geleistet. Die Kommission wird alle erforderlichen Maßnahmen 

ergreifen, um sicherzustellen, dass sie ihrer Verantwortung in voller Unabhängigkeit nach-

kommt und die vorgesehenen Schritte strikt anwendet.

2.1.3 Verstärkung der nationalen Haushaltsregeln und haushaltspolitischen Rahmen

27. Die Arbeitsgruppe ist sich bewusst, dass die Eigenverantwortung der Mitgliedstaaten für die 

Haushaltsregeln der EU verstärkt werden muss. Der Schlüssel für eine strengere Haushalts-

disziplin und die Einhaltung des SWP liegt in stärkeren nationalen haushaltspolitischen Rah-

men2 und in der Einhaltung der Haushaltsregeln der EU. Dies ist besonders wichtig, da haus-

haltspolitische Entscheidungen in der WWU-Architektur weiterhin dezentralisiert sind.

28. Es wird ein Zwei-Stufen-Ansatz empfohlen. Ein Satz vereinbarter Mindestanforderungen für 

die nationalen Rahmen muss erfüllt sein. Alle nationalen haushaltspolitischen Rahmen sollten 

bis spätestens Ende 2013 die Anforderungen in den folgenden Bereichen erfüllen: i) öffent-

liches Rechnungswesen und Statistiken, ii) numerische Regeln, iii) Prognosesysteme, 

iv) wirksame mittelfristige Haushaltsrahmen und v) angemessene Erfassung der öffentlichen 

Finanzen. 

29. Über diese Mindestanforderungen hinaus sollte eine Reihe nicht verbindlicher zusätzlicher 

Normen vereinbart werden, die insbesondere die Verwendung eines Top-Down-Ansatzes in 

den Haushaltsverfahren, Haushaltsregeln und die Rolle öffentlicher Gremien (z.B. Finanz-

räte), die mit der Erstellung unabhängiger Analysen, Bewertungen und Prognosen im 

Zusammenhang mit der innerstaatlichen Haushaltspolitik betraut sind, abdecken.

  
2 Ein nationaler haushaltspolitischer Rahmen ist die Gesamtheit der Elemente, die der natio-

nalen haushaltspolitischen Steuerung zugrunde liegen, d.h. der landesspezifische Rahmen in 
Bezug auf Institutionen, Gesetzgebung und Regelungen, der die Gestaltung und Durchfüh-
rung der Haushaltspolitik auf Landesebene bestimmt.
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30. Um die Glaubwürdigkeit der nationalen haushaltspolitischen Rahmen zu erhöhen und Einheit-
lichkeit in allen Mitgliedstaaten zu gewährleisten, würden die Kommission und der Rat deren 
Wirksamkeit bei der Bewertung der Stabilitäts- und Konvergenzprogramme beurteilen und 
erforderlichenfalls Empfehlungen für ihre Verstärkung aussprechen. 

2.1.4 Bessere Qualität der statistischen Daten

31. Die Mechanismen für eine strengere Überwachung und Durchsetzung müssen auf transpa-
rente, zuverlässige und zeitnahe Statistiken gestützt sein. Der Rat hat unlängst eine Einigung 
über eine Verordnung zur Ausweitung der Prüfungsbefugnisse von Eurostat3 erzielt. Jedoch 
sollten noch weitere Schritte in Erwägung gezogen werden, einschließlich einer weiteren 
Stärkung der fachlichen Unabhängigkeit des Europäischen Statistischen Systems und der Prü-
fungsbefugnisse von Eurostat. Sanktionen für wiederholte Probleme bei statistischen Daten –
wie die fehlende Validierung von Daten durch Eurostat – sollten ebenfalls in Betracht gezo-
gen werden. Die Verbindlichkeit des "Verhaltenskodex für europäische Statistiken" sollte 
untermauert werden, und einige der Mindestanforderungen sollten in einem Rechtsakt veran-
kert werden. Die uneingeschränkte Anwendung der Bestimmungen des Kodex muss schneller 
erreicht werden, damit insbesondere die Mandate bezüglich der Datenerhebung erweitert 
werden und die Qualität sich weiter verbessert. 

2.2. Ausweitung der makroökonomischen Überwachung und Vertiefung der 
Koordinierung

2.2.1. Ein neuer Überwachungsmechanismus

32. Anhaltende und große makroökonomische Ungleichgewichte und Unterschiede in der Wett-
bewerbsfähigkeit, insbesondere der Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets, erhöhen die 
Anfälligkeit der europäischen Wirtschaft und können das reibungslose Funktionieren der 
Währungsunion beeinträchtigen. Die globale Krise hat gezeigt, dass die Einhaltung des SWP 
allein nicht ausreicht. Bestimmte Entwicklungen bei der Nachfrage, Immobilienblasen sowie 
der Anstieg der Auslands- wie der Inlandsverschuldung in einigen Mitgliedstaaten hat die 
Auswirkungen der Krise verschärft und die Fähigkeit, auf sie zu reagieren, eingeschränkt. 
Angesichts der starken wirtschaftlichen und finanziellen Verflechtung, insbesondere zwischen 
den Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets, können solche Ungleichgewichte gravierende 
Spillover-Effekte erzeugen, die die Stabilität der EU-Wirtschaft insgesamt bedrohen. 

  
3 Verordnung (EU) Nr. 679/2010 des Rates vom 26. Juli 2010 über die Qualität der statisti-

schen Daten im Rahmen des Verfahrens bei einem übermäßigen Defizit.
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33. Was das Euro-Währungsgebiet betrifft, so sind in allen Mitgliedstaaten Maßnahmen zur 

Beseitigung der makroökonomischen Ungleichgewichte und der Unterschiede in der Wettbe-

werbsfähigkeit erforderlich, wobei allerdings Art, Umfang und Dringlichkeit der politischen 

Herausforderungen je nach betroffenem Mitgliedstaat große Unterschiede aufweisen. In 

Anbetracht der bestehenden Schwächen und des Ausmaßes der notwendigen Anpassungen 

sind politische Maßnahmen am dringendsten in denjenigen Mitgliedstaaten erforderlich, die 

anhaltend hohe Leistungsbilanzdefizite und eine stark eingeschränkte Wettbewerbsfähigkeit 

aufweisen. In den Mitgliedstaaten mit hohen Leistungsbilanzüberschüssen hingegen sollten 

politische Maßnahmen darauf abzielen, die Strukturreformen zu ermitteln und durchzuführen,

mit denen diese Staaten ihre Binnennachfrage und ihr Wachstumspotenzial steigern können.

34. Die Arbeitsgruppe empfiehlt eine tiefergehende Überwachung der Wirtschaftspolitik durch 

die Einführung eines neuen Mechanismus – neben dem für alle EU-Mitgliedstaaten geltenden 

SWP –, der auf einem neuen Rechtsrahmen auf der Grundlage des Artikels 121 AEUV fußt 

und der der Spezifität des Euro-Währungsgebiets Rechnung trägt. Dieser Mechanismus würde 

so angewandt, dass Kohärenz mit der Überwachung der Haushaltspolitik, wachstums-

fördernden Strukturreformen und der makroökonomischen Stabilität gewährleistet sowie 

Doppelarbeit und Überschneidungen vermieden werden. 

35. Dem neuen Überwachungsrahmen sollte ein Zwei-Stufen-Konzept zugrunde liegen: 

i) Die erste Stufe würde aus der jährlichen Bewertung des Risikos makroökonomischer 

Ungleichgewichte und Anfälligkeiten im Kontext der Bewertung der nationalen 

Reformprogramme und der Stabilitäts- und Konvergenzprogramme der Mitgliedstaaten 

bestehen sowie einem Warnmechanismus auf der Basis eines Anzeigers, der eine 

begrenzte Zahl von Indikatoren und wirtschaftlichen Analysen abdeckt. Wenn der 

Warnmechanismus ein tatsächliches oder drohendes übermäßiges Ungleichgewicht 

anzeigt, sollte die Kommission eine eingehende Analyse des betroffenen Mitgliedstaats 

durchführen. Diese eingehende Analyse könnte länderspezifische Überwachungs-

missionen umfassen, die von der Kommission – für die Mitgliedstaaten des Euro-Wäh-

rungsgebiets und des WKM2 in Zusammenarbeit mit der EZB – durchgeführt werden.

ii) Die zweite Stufe würde ein Durchsetzungsrahmen bilden, der eine korrektive Phase 

umfasst, um die Anwendung von Abhilfemaßnahmen bei schädlichen makroökono-

mischen Ungleichgewichten durchzusetzen.
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2.2.1.1. Indikatoren

36. Der Überwachungsmechanismus sollte sich auf praktische, einfache, messbare und verfügbare 

Indikatoren stützen. Der Indikatoren-Anzeiger und insbesondere die Warnschwellen sollten 

nach Euro- und Nicht-Euro-Mitgliedstaaten differenziert werden, damit die spezifischen 

Merkmale der Währungsunion berücksichtigt und die einschlägigen wirtschaftlichen 

Umstände widergespiegelt werden können. Die Kommission wird eine Liste von Indikatoren 

erstellen, die vom Rat gebilligt und gegebenenfalls aktualisiert werden sollte.

2.2.1.2. Durchsetzung

37. Wenn die wirtschaftspolitischen Strategien eines Mitgliedstaats nicht im Einklang mit den 

Grundzügen der Wirtschaftspolitik stehen oder das ordnungsgemäße Funktionieren der Wirt-

schafts- und Währungsunion gefährden könnten, kann die Kommission eine Frühwarnung 

unmittelbar an den betroffenen Mitgliedstaat richten. Bei besonders gravierenden Ungleich-

gewichten sollte der Rat auf der Grundlage einer Empfehlung der Kommission beschließen, 

bei dem Mitgliedstaat das Vorliegen "übermäßiger Ungleichgewichte" festzustellen. Dadurch 

würde die korrektive Komponente des Mechanismus gemäß Artikel 121 Absatz 4 AEUV 

aktiviert. Der Rat sollte auf der Grundlage von Empfehlungen der Kommission eine Reihe 

politischer Empfehlungen zur Korrektur der Ungleichgewichte an den betroffenen Mitglied-

staat richten. Insofern die Empfehlungen des Rates haushaltspolitische Strategien betreffen, 

müssen sie mit den im Rahmen des SWP erteilten Empfehlungen in Einklang stehen. Unbe-

schadet der übergeordneten koordinierenden Rolle des Rates (Wirtschaft und Finanzen) 

können die Ratsformationen Wettbewerbsfähigkeit sowie Beschäftigung, Sozialpolitik, 

Gesundheit und Verbraucherschutz nutzbringend eingebunden werden, wenn der Geltungs-

bereich der Empfehlungen Fragen einschließt, die in ihren Zuständigkeitsbereich fallen.

38. Der betroffene Mitgliedstaat sollte verpflichtet sein, regelmäßig über die Fortschritte bei der 

Umsetzung zu berichten. Zusätzlich sollte die Kommission die Umsetzung der Empfehlungen 

überwachen, unter anderem gegebenenfalls durch Überwachungsmissionen im Rahmen des 

Verfahrens bei übermäßigen Ungleichgewichten, die für die Mitgliedstaaten des Euro-Wäh-

rungsgebiets und des WKM2 in Zusammenarbeit mit der EZB durchgeführt werden. Werden 

die Empfehlungen nicht umgesetzt, so werden die Schlussfolgerungen der Missionen veröf-

fentlicht; anschließend wird dem Europäischen Rat Bericht erstattet.
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39. Für die Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets sollte der Durchsetzungsmechanismus bei 

wiederholter Nichteinhaltung der Empfehlungen des Rates schließlich zu Sanktionen führen. 

Da in diesem Bereich zwischen der Annahme der Korrekturmaßnahmen und der tatsächlichen 

Behebung der Ungleichgewichte lange Zeitspannen liegen können und Maßnahmen nicht 

unbedingt unmittelbare Wirkung zeigen, sollte der Rat sich bei seiner Bewertung auf die 

wirksame Durchführung der empfohlenen Maßnahmen konzentrieren. 

40. Die Beschlüsse des Rates über Sanktionen gemäß Artikel 136 AEUV werden ausschließlich 

von den Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets gefasst. Dabei wird die Stimme des Rats-

mitglieds, das den von dem Beschluss betroffenen Mitgliedstaat vertritt, nicht berücksichtigt.

41. Das oben vorgeschlagene Beschlussfassungsverfahren für die neue Sanktionsregelung nach 

dem SWP sollte auch bei allen neuen Durchsetzungsmaßnahmen bezüglich des Mechanismus 

zur Überwachung der Wirtschaftspolitik angewandt werden. 

2.2.2. Vertiefung und Ausweitung der Koordinierung – das "europäische Semester"

42. Auf der Grundlage der bisherigen Empfehlungen der Arbeitsgruppe ist bereits ein Zyklus der 

verstärkten politischen Koordinierung, das sogenannte europäische Semester, vom Euro-

päischen Rat gebilligt und vom Rat beschlossen worden. Es wird ab dem 1. Januar 2011 

umgesetzt werden. 

43. Dieser Zyklus der verstärkten Vorabkoordinierung wird alle Elemente der makroökonomi-

schen Überwachung abdecken, einschließlich der Maßnahmen zur Sicherstellung von Finanz-

disziplin und makroökonomischer Stabilität sowie zur Wachstumsförderung im Einklang mit 

der Strategie Europa 2020. Bestehende Verfahren, z.B. im Rahmen des SWP und der Grund-

züge der Wirtschaftspolitik, werden hinsichtlich der zeitlichen Abläufe angepasst, bleiben 

aber rechtlich getrennt. Die Stabilitäts- und Konvergenzprogramme und die Nationalen

Reformprogramme werden von den Mitgliedstaaten im Frühjahr gleichzeitig vorgelegt und 

von der Europäischen Kommission gleichzeitig geprüft. 
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44. Dieses zeitliche Vorziehen der Beratungen auf EU-Ebene wird dazu beitragen, dass die Mit-

gliedstaaten der Dimension der EU bzw. des Euro-Währungsgebiets bei der Erstellung ihrer 

Haushaltspläne und Reformprogramme umfassender Rechnung tragen, und somit auch ein 

höheres Maß an politischer Koordinierung zwischen den Mitgliedstaaten befördern. Damit 

sichergestellt ist, dass neben den makroökonomischen, haushalts- und strukturpolitischen 

Aspekten auch Fragen der makrofinanziellen Stabilität berücksichtigt werden, sollte den ein-

schlägigen Mitteilungen des Europäischen Ausschusses für Systemrisiken (wie z.B. War-

nungen und Empfehlungen) Rechnung getragen werden. 

45. Damit die Mitgliedstaaten sich die im Rahmen des "europäischen Semesters" ergangenen 

Empfehlungen noch stärker zu eigen machen, wird von den Regierungen erwartet, dass sie die 

politischen Empfehlungen des Rates und/oder der Kommission zusammen mit Erläuterungen 

dazu, wie diese Empfehlungen berücksichtigt wurden, beifügen, wenn sie den nationalen 

Parlamenten ihre Haushaltsplanentwürfe unterbreiten.
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2.3. Wege zu einem soliden Rahmen für die Krisenbewältigung

46. Die Krise in Griechenland hat deutlich gemacht, dass ein soliderer Rahmen für die Krisen-
bewältigung erforderlich ist. In der Tat haben die jüngsten Ereignisse gezeigt, dass sich die 
Zahlungsschwierigkeiten eines Mitgliedsstaates über verschiedene Übertragungskanäle zu 
einer Bedrohung der makroökonomischen Stabilität der EU insgesamt ausweiten können. 
Dies gilt ganz besonders für das Euro-Währungsgebiet, in dem die Volkswirtschaften, und 
insbesondere die Finanzsektoren, eng verflochten sind und in dem es keine Mechanismen für 
die Bewältigung von Krisen gab.

47. Seit der Einsetzung der Arbeitgruppe sind die Europäische Finanzstabilisierungsfazilität 
(EFSF) für die dem Euro-Währungsgebiet angehörenden Mitgliedstaaten und der Europäische 
Finanzstabilisierungsmechanismus (EFSM) eingerichtet worden; sie sind mittlerweile voll 
funktionsfähig und bilden somit eine gute Verteidigungslinie für die kommenden drei Jahre. 
Sie ergänzen die Zahlungsbilanzhilfe, die nicht dem Euro-Währungsgebiet angehörenden 
Mitgliedstaaten (auf der Grundlage von Artikel 143 des Vertrags) gewährt wird.

48. Nach Ansicht der Arbeitsgruppe ist es mittelfristig erforderlich, einen glaubwürdigen Krisen-
bewältigungsrahmen für das Euro-Währungsgebiet zu schaffen, mit dem finanzielle Schwie-
rigkeiten bewältigt werden können und deren Übergreifen verhindert werden kann. Dabei 
muss das Phänomen des sorglosen Verhaltens ("moral hazard"), das jede Art von voraus-
planender Krisenbewältigung mit sich bringen kann, unbedingt beachtet werden. Der Rahmen 
sollte – ohne die Zuständigkeiten und die Unabhängigkeit des Europäischen Systems der 
Zentralbanken anzutasten – unter anderem stärkere Anreize vorsehen, zum einen für die Mit-
gliedstaaten, eine solide Finanzpolitik und eine solide makroökonomische Politik zu verfol-
gen, zum anderen für die Finanzmarktteilnehmer, bei der Kreditvergabe verantwortungsvoll 
vorzugehen.

49. Der neue Mechanismus muss dazu beitragen, finanzielle Instabilität im Euro-Währungsgebiet 
zu verhindern, wenn keine realistischen Aussichten auf kontinuierlichen Zugang zu Markt-
finanzierung besteht. Zu den Fragen, die im Zusammenhang mit dem neuen ständigen 
Mechanismus zu klären sind, könnten unter anderem die Rolle der Privatwirtschaft und die 
Rolle des IWF sowie die äußerst strikten Auflagen, an die solche Durchführung geknüpft sein 
sollten, zählen. 

50. Über die genauen Merkmale und die Ausstattung dieses Krisenmanagement-Mechanismus 
muss noch weiter beraten werden, ebenso wie über die jeweiligen Aufgaben und Zuständig-
keiten der Europäischen Union, des Euro-Währungsgebiets und der dem Euro-Währungs-
gebiet angehörenden Mitgliedstaaten. Die Arbeitsgruppe nimmt zur Kenntnis, dass die Kom-
mission beabsichtigt, so bald wie möglich eine Bewertung des Funktionierens der verschie-
denen bestehenden Mechanismen vorzulegen.
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2.4. Stärkung der Institutionen im Hinblick auf eine wirksamere wirtschaftspolitische 
Steuerung

51. Die Arbeitsgruppe hat Lücken in dem gegenwärtigen Rahmen für die wirtschaftspolitische 
Steuerung festgestellt und Abhilfemaßnahmen erörtert. Die wirtschaftspolitische Steuerung 
sollte deshalb angesichts der starken Verflechtung der Volkswirtschaften innerhalb der Euro-
päischen Union und insbesondere innerhalb des Euro-Währungsgebiets verbessert werden. 

52. Viele der Fragen, die mit einer wirksameren wirtschaftspolitischen Steuerung im Zusammen-
hang stehen, betreffen auch die anderen Bereiche, die im vorliegenden Bericht behandelt 
werden, nämlich die Stärkung des SWP, die Ausweitung der Überwachung der Wirtschafts-
politik, die Vertiefung der Koordinierung und die nationalen haushaltspolitischen Rahmen. Es 
gibt jedoch auch spezifische Fragen, an die mit besonderer Aufmerksamkeit herangegangen 
werden muss, damit sowohl die zentralen als auch die einzelstaatlichen haushaltspolitischen 
Institutionen gestärkt werden können und um ein System mit automatischen Anreizen zur 
Wahrung der Finanzdisziplin auf allen Ebenen zu schaffen.

53. Für die Ebene der Mitgliedstaaten empfiehlt die Arbeitsgruppe die Nutzung oder Einrichtung 
öffentlicher Institutionen oder Gremien, die unabhängige Analysen, Bewertungen und Prog-
nosen zur innerstaatlichen Haushaltspolitik erstellen, als eine Maßnahme zur Verstärkung der 
haushaltspolitischen Steuerung und zur Gewährleistung dauerhafter Stabilität (siehe 
Abschnitt 2.1.3). 

54. Für die Glaubwürdigkeit des neuen Rahmens ist es von entscheidender Bedeutung, dass die 
Rolle und die Unabhängigkeit der Europäischen Kommission im Bereich der haushalts- und 
wirtschaftspolitischen Steuerung gestärkt werden. Die Arbeitsgruppe begrüßt die Ankündi-
gung der Kommission, die unter der Verantwortung des für Wirtschaft und Währung zustän-
digen Kommissionsmitglieds durchgeführten Analysen und Bewertungen deutlich von der 
Beschlussfassung durch das Kollegium über die dem Rat vorzulegenden Politikvorschläge 
abzugrenzen. Dem Rat und der Euro-Gruppe kommt eine wesentliche Rolle bei der Umset-
zung des neuen Rahmens für die Überwachung und für die Koordinierung der politischen 
Strategien in der EU beziehungsweise im Euro-Währungsgebiet zu. 

3. FAZIT

55. Die Billigung der Empfehlungen dieses Berichts durch den Europäischen Rat wird zu einer 
Stärkung der wirtschaftspolitischen Steuerung in der EU und im Euro-Währungsgebiet bei-
tragen; die Empfehlungen können im Rahmen der bestehenden Verträge umgesetzt werden.
Die Umsetzung wird die notwendigen Impulse für eine Vertiefung sowohl der Wirtschafts-
als auch der Währungsunion geben. 
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56. Für die Umsetzung eines großen Teils der Empfehlungen müssen sekundäre Rechtsvor-

schriften erlassen werden. Die Arbeitsgruppe ruft alle Parteien auf, sich für ein beschleunigtes 

Verfahren zu entscheiden, damit die neuen Überwachungsregelungen so rasch wie möglich 

wirksam umgesetzt werden können. 

57. Die Schaffung eines Krisenbewältigungsrahmens erfordert weitere Beratungen. Die spezifi-

schen Merkmale dieses Rahmens können unter Umständen Vertragsänderungen erforderlich 

machen, so dass der Europäische Rat befasst werden muss. Der Europäische Rat kann zudem 

noch andere offene Fragen, beispielsweise die Aussetzung des Stimmrechts, prüfen.

________________________
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ANLAGEN
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